
 
Kleine Anfrage 
des Abg. Merz (SPD) vom 15.09.2011 
betreffend Situation des konfessionellen Religionsunterrichts 
und Verpflichtung von Kindern zur Teilnahme 
und  
Antwort  
der Kultusministerin  
 
 
 
Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 
 
Frage 1. An wie vielen Schulen in Hessen wird konfessioneller Religionsunterricht ange-

boten? 
 
Konfessioneller Religionsunterricht wird grundsätzlich an allen hessischen 
Schulen - die bekenntnisfreien Schulen ausgenommen - angeboten. 
 
Religion ist gemäß Art. 7 Abs. 3 GG, Art. 57 Abs. 1 der Verfassung des 
Landes Hessen (HV) und § 8 Abs. 1 des Hessischen Schulgesetzes (HSchG) 
ordentliches Fach im Fächerkanon. Der Religionsunterricht genießt Verfas-
sungsrang.  
 
Frage 2. In welchen Glaubens- und Konfessionsrichtungen wird dieser Unterricht in wie 

vielen Fällen angeboten? 
 
In Hessen besteht das Angebot konfessionellen Religionsunterrichts in zehn 
Konfessionen bzw. Glaubensrichtungen.  
 
Im Schuljahr 2010/2011 wurde konfessioneller Religionsunterricht erteilt an 
- 1.678 Schulen in evangelisch, 
- 1.305 Schulen in katholisch, 
- 37 Schulen in jüdisch, 
- 16 Schulen in freireligiös, 
- 10 Schulen in mennonitisch, 
- 9 Schulen in alevitisch, 
- 9 Schulen in syrisch-orthodox, 
- 6 Schulen in unitarisch, 
- 3 Schulen in orthodox 
- 2 Schulen in adventistisch. 
 
Frage 3. In wie vielen Schulen wird konfessionsübergreifender Religionsunterricht angebo-

ten und für welche Glaubensrichtungen bzw. Konfessionen? 
 
An keiner hessischen Schule besteht das Angebot eines konfessionsübergrei-
fenden Religionsunterrichts. Religionsunterricht wird grundsätzlich als kon-
fessionell gebundener Religionsunterricht angeboten (vgl. Abschnitt VI. des 
"Erlasses zum Religionsunterricht" vom 5. November 2009, ABl. 12/09, 
S.866 ff., S. 867 - Anlage). Die Schülerinnen und Schüler nehmen grund-
sätzlich an dem Religionsunterricht des Bekenntnisses teil, dem sie angehö-
ren (vgl. Ziffer 1 Abschnitt VI. des "Erlasses zum Religionsunterricht" vom 
5. November 2009, ABl. 12/09, S.866 ff., S. 867). 
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Gemäß Abschnitt VII des "Erlasses zum Religionsunterricht" (a.a.O., S. 867 f.) 
besteht unter bestimmten Voraussetzungen gleichwohl die Möglichkeit der 
Teilnahme von Schülerinnen und Schülern am Religionsunterricht der je-
weils anderen Konfession ("Konfessionell gemischte Lerngruppe"). Hierbei 
müssen die "Besonderheiten und Prägungen der jeweils anderen Konfession" 
Berücksichtigung finden (vgl. Ziffer 2 Abschnitt VII. des "Erlasses zum 
Religionsunterricht" vom 5. November 2009, ABl. 12/09, S. 866 ff., 
S.868). Aussagen darüber, an wie vielen Schulen solche "Konfessionell 
gemischte Lerngruppen" bzw. zu deren Ausgestaltung bestehen, sind dem 
Hessischen Kultusministerium mangels Information nicht möglich.  
 
Frage 4. Wie stellt sich die Verpflichtung von Kindern zur Teilnahme an konfessionellem 

oder konfessionsübergreifendem bzw. am Ethikunterricht dar und welche Maß-
nahmen hat die Landesregierung ergriffen, um Eltern im Hinblick auf ihre Ver-
pflichtung oder Nichtverpflichtung aufzuklären? 

 
Religion ist gemäß Art. 7 Abs. 3 GG, Art. 57 Abs. 1 der Verfassung des 
Landes Hessen (HV) und § 8 Abs. 1 des Hessischen Schulgesetzes (HSchG) 
ordentliches Fach im Fächerkanon.  
 
Die Teilnahme am Religionsunterricht ist verpflichtend. Schülerinnen und 
Schüler können sich nach Vollendung des 14. Lebensjahres - zu einem frü-
heren Zeitpunkt vertreten durch die Erziehungsberechtigten - vom Religi-
onsunterricht abmelden. Sie müssen in diesem Fall Ethik als Ersatzfach 
besuchen (Art. 58 HV, § 8 Abs. 3 und 4 HSchG).   
 
Der Religionsunterricht steht unter der staatlichen Aufsicht. Er wird konfes-
sionell gebunden als evangelischer, katholischer oder als Religionsunterricht 
einer anderen Religionsgemeinschaft erteilt (Art. 7 Abs. 3 GG, Art. 57 Abs. 
1 HV und § 8 Abs. 1 HSchG).  
 
Die einschlägigen Gesetzestexte sind veröffentlicht. Die Informationspflicht 
obliegt den Schulen. 
 
Frage 5. Kann die Landesregierung ausschließen, dass auch Eltern von zur Teilnahme nicht 

verpflichteten Kindern der Eindruck vermittelt wird, es gebe eine Verpflichtung? 
 
Ja. Es ist grundsätzlich davon auszugehen, dass die einschlägigen Gesetzes-
texte (Art. 58 HV, § 8 Abs. 3 und 4 HSchG) bekannt sind bzw. die Schule 
im Rahmen ihrer Informationspflicht hierauf hinweist.  
 
Frage 6. In welcher Weise werden in den ersten beiden Grundschuljahren religiöse Inhalte 

vermittelt und können auf die Vermittlung solcher religiösen Inhalte Zeugnisnoten 
erteilt werden? 

 
Der konfessionelle Religionsunterricht findet auf der Grundlage von - für die 
einzelnen Jahrgangsstufen adäquaten - Rahmenplänen sowie Kerncurricula 
statt.  
 
Schülerinnen und Schüler der Jahrgangsstufe 1 erhalten ein Zeugnis, in dem 
der Leistungsstand in verbaler Form beurteilt wird. Ab der Jahrgangsstufe 2 
werden die Leistungen der Schülerinnen und Schüler in der Regel in Noten-
form ausgewiesen (§ 74 Abs. 1 HSchG und § 14 Abs. 2 und 3 der "Verord-
nung zur Ausgestaltung der Bildungsgänge" - VOBGM). 
 
Wiesbaden, 17. Oktober 2011 

Dorothea Henzler 
 
 
 
 
Anlagen  
Die Anlagen können in der Bibliothek 
des Hessischen Landtags eingesehen  
oder im Internet im Dokumentenarchiv  
(www.Hessischer-Landtag.de) abgerufen  
werden.  
 






















